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Satzung des Kreisverbandes Weilheim-Schongau 

Fassung vom 10.7.2020 

 

Ziel und Zweck 

Ziel des Kreisverbandes ist u.a. die Mitarbeit an der Weiterentwicklung und 
Realisierung eines von ökologischen Prinzipien ausgehenden Bundes-, Lan-
des-, Kreis- und Ortsprogramms. Die Satzung dient dem Zweck, die Landessat-
zung zu konkretisieren, wo lokale Besonderheiten wie die Mitgliederstruktur 
(z.B. wg. geringer Mitgliederzahlen) dies erfordern. 

 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Die Organisation führt den Namen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Kreisverband Weil-
heim-Schongau; die Kurzbezeichnung lautet GRÜNE. 

(2) Die Organisation ist der Kreisverband Weilheim-Schongau der Bundespartei BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. 

(3) Der Kreisverband Weilheim-Schongau ist zuständig für das Gebiet des Landkreises 
Weilheim-Schongau. 

(4) Sitz des Kreisverbandes ist Weilheim als Kreisstadt. 
 

§ 2 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied der Partei kann jede natürliche Person werden, die sich zu den Grundsätzen 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bekennt und keiner anderen Partei angehört. 

(2) Die Mitgliedschaft in mehreren Orts-, Kreis-, Bezirks- bzw. Landesverbänden ist nicht 
zulässig. 
 

§ 3 Aufnahme von Mitgliedern 

(1) Über die Aufnahme von Mitgliedern im Landkreis Weilheim-Schongau entscheidet 
der Vorstand oder die Kreisversammlung. 

(2) Die Entscheidung, ob ein/e Bewerberin als Mitglied aufgenommen wird, muss binnen 
drei Monaten nach Eingang des Aufnahmeantrags erfolgen, sonst gilt der/die Bewer-
ber*in als aufgenommen. 

(3) Gegen die Zurückweisung eines Antrags kann der/die Bewerber*in innerhalb von vier 
Wochen nach Bekanntgabe bei der Kreisversammlung Einspruch einlegen. 

(4) Auf das Einspruchsrecht ist bei der Ablehnung hinzuweisen, sonst beginnt die Frist 
nicht zu laufen. 
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(5) Gegen die Ablehnung durch die Kreisversammlung kann innerhalb von vier Wochen 
nach Bekanntgabe der Ablehnung das Landesschiedsgericht angerufen werden. Die 
Frist läuft nicht an, wenn auf das Widerspruchsrecht nicht hingewiesen wurde. 

(6) Jedes Mitglied ist Mitglied auf allen Ebenen des Landesverbandes und der Bundes-
partei. 

 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, sich an der politischen Willensbildung der Partei zu be-
teiligen, an Wahlen und Abstimmungen im Rahmen der Satzung teilzunehmen und 
sich mit anderen Mitgliedern zu beraten. Es kann an allen öffentlichen Sitzungen aller 
Parteigremien teilnehmen. 

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Grundsätze und Ziele der Partei zu unterstützen 
und die festgesetzten Beiträge rechtzeitig zu bezahlen. 

(3) Kein Mitglied darf mehr als zwei Vorständen gleichzeitig angehören. 
 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 

(1) Jedes Mitglied hat die Pflicht, Beiträge für die Mitgliedschaft bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zu entrichten und die festgesetzten Beiträge rechtzeitig vor Ablauf des der 
Mitgliedschaft entsprechenden Jahres ohne gesonderte Rechnungsstellung zu zah-
len. Im Fall einer erteilten Einzugsermächtigung werden die Beitragssätze in der Re-
gel zwei Mal im Jahr zur Hälfte in der Mitte eines Halbjahre eingezogen. Ausnahmen 
von der Regel (monatliche Abbuchungen) sind in Absprache mit dem/der Kreiskas-
sier*in zu treffen. Die Festsetzung der jeweiligen Mindestbeitragshöhe obliegt dem 
Kreisverband Weilheim-Schongau. 

(2) Die derzeit gültige Beitragshöhe bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN KV Weilheim-
Schongau beträgt für Lohn- und Einkommensteuerveranlagte 11,- Euro im Monat 
(132,- Euro im Jahr). Der ermäßigte Beitragssatz für nicht Lohn- und Einkommen-
steuerveranlagte beträgt mindestens die Hälfte des Regelbeitragssatzes, also 5,50 
Euro im Monat (66,- Euro im Jahr). Die Ermäßigung gilt beispielsweise automatisch 
für Studierende, Rentner*innen, Dienstleistende im Freiweilligen sozialen Jahr, Haus-
frauen/-männer, Arbeitslose und sonstige Arbeitnehmer*innen mit geringfügiger Ar-
beitsentlohnung (abhängig v. d. Einkommensgrenze). Bei Eheleuten und Lebensge-
meinschaften, bei denen beide Partner*innen Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sind, beträgt die Beitragshöhe für beide insgesamt der Regelbeitragssatz plus 
dem ermäßigten Beitragssatz (132,- Euro plus 66,- Euro), wenn mindestens ein/e 
Partner*in Lohn- und Einkommensteuerveranlagt ist. 

(3) Ausnahmen von den in Absatz 2 genannten Regelbeitragssätzen, Beitragsbefreiun-
gen und Beitragssätze unterhalb der Mindestbeitragssätze werden in begründeten 
Ausnahmefällen vom Kreisvorstand nach schriftlichem Antrag des Mitglieds bzw. 
des/der Mitgliedschaftswilligen beschieden. Die Ausnahmen werden auf höchstens 
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ein Jahr befristet und können gegebenenfalls nach Ablauf der Frist bei erneuter Prü-
fung verlängert werden. Als Mindestbeitrag wird 1,- Euro pro Monat als symbolischer 
Beitrag festgesetzt. 

(4) Änderungen der Beitragssätze werden mit 2/3-Mehrheit von einer Kreisversammlung 
beschlossen. 

§ 6 Ende der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet mit Austritt, Streichung, Ausschluss oder Tod. 

(2) Der Austritt kann jederzeit gegenüber dem Kreisvorstand erklärt werden. Er ist sofort 
wirksam. 

(3) Der Kreisvorstand kann Mitglieder streichen, wenn sie nach viermonatigem Zahlungs-
rückstand trotz zweimaliger Mahnung mit Fristsetzung und Hinweis auf die drohende 
Streichung den fälligen Betrag nicht zahlen. Gegen die Streichung kann innerhalb 
von vier Wochen Widerspruch beim Landesschiedsgericht eingelegt werden. Die Frist 
beginnt nicht zu laufen, wenn auf das Widerspruchsrecht nicht hingewiesen wurde. 

(4) Mitglieder werden durch das Landesschiedsgericht ausgeschlossen, wenn sie 
vorsätzlich gegen diese Satzung oder erheblich gegen die Grundsätze und Ordnung 
der Partei verstoßen und ihr dadurch schweren Schaden zugefügt haben. Die Ent-
scheidung ergeht nur auf Antrag des Kreisvorstands oder der Kreisversammlung. 

 

§ 7 Gliederungen 

Der Kreisverband BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Weilheim-Schongau gliedert sich in 
Ortsverbände (falls vorhanden). Gliederungen oberhalb des Kreisverbandes sind der 
Landesverband Bayern und die Bundespartei. 

 

§ 8 Ortsverbände 

(1) Ortsverbände umfassen das Gebiet einer oder mehrerer Gemeinden oder angren-
zender Gemeindeteile. Ortsverbände sollen nur dann mehrere Gemeinden zusam-
menfassen, wenn sie die jeweiligen Gemeindegebiete vollständig abdecken und in-
nerhalb des Kreisverbandes Weilheim-Schongau liegen. 

(2) Ortsverbände müssen mindestens drei Mitglieder haben. Sie können sich eine eigene 
Satzung geben, die der Satzung des Kreisverbandes und der Landessatzung nicht 
widersprechen darf. 

(3) Ortsverbände können nach Bedarf im Einvernehmen mit dem Kreisverband gegrün-
det werden. 

(4) Ortsverbände sind im Rahmen der Satzung autonom, d.h. sie regeln ihre Angelegen-
heiten selbständig. Der Kreisverband soll Beschlüsse der Ortsverbände vollziehen, 
soweit er aufgrund der Rechtsfähigkeit in der Lage ist. 
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(5) Soweit der Ortsverband nichts anderes bestimmt, sind seine Organe die Ortsver-
sammlung und der Ortsvorstand. Der Ortsvorstand besteht aus mindestens drei Per-
sonen. Ortsverbände können eine eigene Kasse führen, wenn dem Ortsvorstand 
ein/eine Ortskassier*in angehört. Der Rechnungsabschluss ist nach den Vorschriften 
der Gesetze und der Finanzordnung anzufertigen und innerhalb der gesetzten Fristen 
dem Kreisverband vorzulegen. 
 

§ 9 Der Kreisverband Weilheim-Schongau 

(1) Der Kreisverband ist allein zuständig für die Wahl der Delegierten zur Bundes- und 
Landesversammlung, sowie zum Landesausschuss und für die Beitragserhebung. 

(2) Wenn der Kreisverband die Beitragserhebung per Beschluss an Ortsverbände über-
trägt, bleibt er verpflichtet, die Beitragsanteile für Landes- und Bundesverband abzu-
führen. 
 

§ 10 Organe des Kreisverbandes 

(1) Organe des Kreisverbandes sind: 
 
- die Jahreshauptversammlung (JHV) 
- die Kreismitgliederversammlung (KMV) 
- der Kreisvorstand (KV) 
- die Rechnungsprüfer 

 
(2) Für Wahlen zum Kreisvorstand, von Delegierten, die Aufstellung von Bewerber*innen 

für politische Wahlen und sonstige gilt § 16.  
 

§ 11 Jahreshauptversammlung 

(1) Die Jahreshauptversammlung ist eine ordentliche Mitgliederversammlung – und da-
mit das oberste Organ des Kreisverbands. Sie findet mindestens einmal im Kalender-
jahr, in der Regel im ersten Halbjahr statt. Sie wird vom Kreisvorstand schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 10 Tagen einberufen. 

(2) Alle zwei Jahre wählt die Jahreshauptversammlung den Kreisvorstand in geheimer 
Wahl. Wiederwahl ist möglich. 

(3) Die Jahreshauptversammlung nimmt den Rechenschaftsbericht des Kreisvorstandes 
entgegen. Dessen finanzieller Teil ist durch die Rechnungsprüfer*innen zu prüfen. 
Das Ergebnis ist der Jahreshauptversammlung vor der Beschlussfassung in schriftli-
cher Form vorzulegen. Danach entscheidet die Jahreshauptversammlung über die 
Entlastung des Kreisvorstands. 

(4) Beschlüsse der Jahreshauptversammlung können nur durch eine Jahreshauptver-
sammlung oder durch eine Urabstimmung geändert werden. 
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§ 12 Kreismitgliederversammlung (= Kreisversammlung) 

(1) Die Kreisversammlung 
 
dient der Verwirklichung unseres Anspruchs, herkömmliche Parteistrukturen zu ver-
meiden, wo immer dies nach geltenden Gesetzen möglich ist, und basisdemokra-
tisch, lebendig, schnell und effektiv zu arbeiten. Hier sollen diejenigen Entscheidun-
gen diskutiert, erarbeitet und beschlossen werden, die die inhaltliche Arbeit ausma-
chen, die der Außendarstellung dienen oder die innerparteiliche Wirkung haben. 

Sie beschließt insbesondere 

- das Wahlprogramm der Grünen auf Kreisebene 
- Anträge für Landes- und Bundesparteitage 
- die Einrichtung von Arbeitskreisen, die im Zusammenwirken mit dem Vorstand 

Erklärungen für den Kreisverband abgeben können 
- die Auflösung von Arbeitskreisen. 

Sie wählt die Delegierten für die höheren Gebietsverbände. Sie sind an die Beschlüs-
se der Mitgliederversammlung – ersatzweise des Kreisvorstands – gebunden. 

(2) Eine eigens dazu einberufene Kreisversammlung beschließt über die Aufstellung der 
Kreistagsliste und ggf. über die Landratskandidatur. Wahllisten sind grundsätzlich al-
ternierend mit Frauen und Männern zu besetzen, wobei den Frauen die ungeraden 
Plätze zur Verfügung stehen (Mindestparität). Dies kann nur durch ein Frauenvotum 
geändert werden. Frauen können auch auf den geraden Plätzen kandidieren. Über 
die Satzung des Kreisverbandes beschließt allein die Kreisversammlung unter der 
Maßgabe, dass diese der Landessatzung nicht widerspricht. Entscheidungen der Ge-
samtheit der Mitglieder (Urabstimmungen) bleiben davon unberührt. Die Kreisver-
sammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Für Satzungsänderungen ist 
eine 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich.  

(3) Die Kreisversammlung muss mindestens einmal jährlich stattfinden. Sie ist darüber 
hinaus auf Beschluss des Kreisvorstandes, der Kreisversammlung oder auf Antrag 
von mindestens 1/6 der Mitglieder mit einer Ladungsfrist von sieben Tagen einzube-
rufen. 
 

§ 13 Kreisvorstand 

(1) Der Kreisvorstand besteht aus vier bis zwölf Personen, d.h. 
 

• zwei gleichberechtigten Sprecher*innen (Vorsitzenden), 
• dem/der Schatzmeister*in, 
• dem/der Schriftführer*in, 
• bis zu sieben Beisitzer*innen 

sowie einem/einer Vertreter*in der Grünen Jugend, wobei die Wahl der Organisation 
der Grünen Jugend obliegt, der/die Vertreter*in aber als vollwertiges Mitglied im 
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Kreisvorstand behandelt wird. Besteht keine Grüne Jugend im Gebiet des Kreisver-
bands oder entsendet diese keine/n Vertreter*in in den Kreisvorstand, kann stattdes-
sen ein/e weitere/r Beisitzer*in gewählt werden.    

(2) Der Kreisvorstand initiiert und koordiniert die politische Arbeit des Kreisverbandes 
zwischen den Kreisversammlungen. Die Beschlüsse der Kreisversammlung werden 
vom Kreisvorstand ausgeführt, soweit nichts anderes beschlossen wurde. 

(3) Zur Vertretung nach außen sind der/die Vorstandssprecher*in je einzeln berechtigt. 

(4) Der/die Schatzmeister*in trägt Verantwortung für eine ordnungsgemäße Kassenfüh-
rung und die finanziellen Abrechnungen. Die finanzielle Gesamtverantwortung trägt 
der/die Kreisvorsitzende. 

(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Kreisvorstandes beträgt zwei Jahre. 

(6) Der Kreisvorstand tagt nach Bedarf, mindestens aber einmal pro Quartal. Er wird von 
einer/-m Vorstandssprecher*in oder auf Wunsch von zwei Mitgliedern des Vorstands 
einberufen. Die Einladungsfrist beträgt sieben Tage, sie kann in dringenden Fällen 
auf zwei Tage verkürzt werden. Die Einladung muss per Post, per Fax oder per E-
Mail ergehen. 

(7) Der Kreisvorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend 
ist, darunter ein/e Vorstandssprecher*in. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
gefasst. Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist zulässig, wenn kein Mitglied des 
Kreisvorstandes widerspricht. 

(8) Der Kreisvorstand gibt sich bei Bedarf eine Geschäftsordnung. 
 

§ 14 Rechnungsprüfer 

(1) Die Kreisversammlung wählt zwei Rechnungsprüfer*innen. Sie sind für die interne 
Überprüfung der Rechnungsabschlüsse, der Haushaltsführung und die Einhaltung 
der Finanzordnung zuständig.  

(2) Die Rechnungsprüfer*innen haben jederzeit Einsicht in alle Finanzunterlagen des 
Kreisverbandes. 
 

§ 15 Frauenstatut 

Das Frauenstatut von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist Bestandteil der Satzung. 

 

§ 16 Wahlen, Abwahlen, Beschlüsse, Protokolle, Einladungen 

(1) Soweit durch Satzung oder Gesetz nicht anders geregelt, sind Sitzungen von Gremi-
en und Organen mit einem Vorlauf von mindestens sieben Tagen unter Angabe einer 
vorläufigen Tagesordnung einzuberufen. Sie sind beschlussfähig, wenn sie form- und 
fristgerecht einberufen sind. 
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(2) Die Einladungen zu den Kreisversammlungen und Kreisvorstandssitzungen muss per 
Post, per Fax oder per E-Mail erfolgen. 

(3) Wahlen zu Vorständen und von Bewerber*innen zu allgemeinen Wahlen sind ge-
heim. In anderen Fällen kann offen gewählt werden, wenn sich kein Widerspruch er-
hebt. Mindestens die Hälfte der zu vergebenden Plätze ist von Frauen zu besetzen 
(Mindestparität). Kann die Mindestparität nicht erfüllt werden, z.B. mangels Kandida-
tinnen, entscheidet eine Frauenbefragung über den Verzicht auf die Mindestparität. 
 

§ 17 Die Grüne Jugend  

(1) Die Grüne Jugend ist eine angegliederte Organisation des Kreisverbandes Weilheim-
Schongau von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 

§ 18 Auflösung des Kreisverbandes 

(1) Die Auflösung des Kreisverbandes kann nur die Kreisversammlung mit 2/3-Mehrheit 
beantragen. Der Antrag ist der Gesamtheit der Mitglieder des Kreisverbandes zur Ur-
abstimmung vorzulegen. Das Votum muss dann eine 2/3-Mehrheit betragen. 

(2) Wird durch die Urabstimmung die Auflösung des Kreisverbandes beschlossen, geht 
das Vermögen des Kreisverbandes an den Landesverband Bayern. 
 

§ 19 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit ihrer Annahme durch die Kreismitgliederversammlung am 
17.10.2011 in Kraft, in der aktuellen Fassung zuletzt geändert durch Beschluss der 
Kreismitgliederversammlung am 10.7.2020.  

 

 

 

  

 

 

  

 


